
Gesetzliche Grundlage 

„Jeder Arbeitnehmer hat in jedem
Kalenderjahr Anspruch auf be-
zahlten Erholungsurlaub“. So
steht es in § 1 BUrlG.
Wenn es aber nur immer so ein-
fach wäre, denn mit dieser An-
spruchsgrundlage sind noch
nicht die möglicherweise auftre-
tenden Streitigkeiten um die Fra-
ge geklärt, wer wann in Urlaub
darf. Aus seiner Sicht möchte je-
der Arbeitnehmer seinen Urlaub
dann nehmen, wenn es in seine
Pläne passt. 
Doch den Wünschen des Arbeit-
nehmers stehen betriebliche In-
teressen an einer kontinuierli-
chen Weiterarbeit und ggf. zeit-
gleiche Urlaubswünsche anderer
Arbeitnehmer gegenüber. Es gilt
hier, ein Interessenausgleich zu
schaffen. 

Arbeitgeber legt Urlaub fest 

Auch wenn es manchmal den An-
schein hat, als genehmige der Ar-
beitgeber „nur“ den Urlaubs-
wunsch des Arbeitnehmers, liegt
in der Genehmigung die – einsei-
tige – Festlegung des Urlaubs
durch den Arbeitgeber, gedeckt
durch § 7 BUrlG und das Direkti-
onsrecht. Der Arbeitgeber hat
zwar die Urlaubswünsche des Ar-
beitnehmers zu berücksichtigen,
kann aber hiervon abweichen und
den Urlaub zu einem anderen
Zeitraum festlegen (§ 7 Absatz 1
BUrlG), wenn hierfür dringende
betriebliche Belange sprechen
oder die Urlaubswünsche ande-
rer Arbeitnehmer aus sozialen

Gesichtpunkten vorgehen. Auf
diese Rechtsgrundlage muss der
Arbeitgeber immer dann zurück-
greifen, wenn mehrere Arbeitneh-
mer einen Urlaubswunsch für ei-
nen sich deckenden Zeitraum äu-
ßern. In diesem Fall muss der 
Arbeitgeber jeden einzelnen Ur-
laubswunsch auf entgegenste-
hende betriebliche Interessen
und entgegenstehende Urlaubs-
wünsche anderer Arbeitnehmer
prüfen sowie die sich über-
schneidenden Urlaubswünsche
gegeneinander abwägen.
Das Ergebnis seiner Prüfung und
Abwägung zeigt sich in seiner Ent-
scheidung, welchen Urlaub er wie
beantragt genehmigt und wel-
chen er wie beantragt ablehnt
und den Arbeitnehmer auf einen
anderen Zeitraum verweist. 
Wichtig: 
Der Arbeitnehmer hat nicht zu
begründen, warum er in einem
bestimmten Zeitraum in Urlaub
möchte. Aber der Arbeitgeber
muss begründen können, warum
er den Urlaub nicht, wie bean-
tragt, genehmigt. Stehen keine
betrieblichen Belange und auch
keine Urlaubswünsche anderer
Arbeitnehmer im Raum, ist  der
Urlaub vom Arbeitgeber, wie be-
antragt, zu genehmigen – sofern
der Urlaubsanspruch des Arbeit-
nehmers hierfür ausreicht.

Kein Recht 
auf Selbstbeurlaubung 
Ein Recht zur Selbstbeurlaubung
hat der Arbeitnehmer nicht. Lehnt
der Arbeitgeber den Urlaubs-
wunsch ab, muss der Arbeitneh-
mer – wenn er auf seinem Ur-
laubswunsch bestehen will – eine
Klage auf Urlaubserteilung erhe-
ben. Er kann ebenfalls – wenn der
Urlaubstermin unmittelbar bevor-
steht – den Erlass einer einstwei-
ligen Verfügung beim Gericht be-
antragen – vgl. dazu BAG vom

18.12.1986, NZA 1987, 379;
BAG vom 22. Januar 1998, 2
ABR 19/97. 

Urlaubsplaner erst nach 
Genehmigung verbindlich
Viele Betriebe machen Urlaubs-
planung mit Urlaubsplanern oder
Urlaubslisten. Hierbei handelt es
sich um eine schriftliche Samm-
lung der Urlaubswünsche der Ar-
beitnehmer, um im Vorfeld – also
vor verbindlicher Genehmigung
des Urlaubs – Überschneidungen
feststellen und durch eine ver-
nünftige Planung ein reibungslo-
ses Arbeiten trotz urlaubsbedingt
fehlender Belegschaft sicherstel-
len zu können. 
Keine Bewilligung. Die Eintra-
gung in die Urlaubsliste ersetzt
nicht die Bewilligung des Urlaubs
durch den Arbeitgeber im konkre-
ten Einzelfall. Das trifft beson-
ders dann zu, wenn erkennbar
ist, dass sich Urlaubswünsche
von Arbeitnehmern überlappen. 
Widerspruch. Allerdings muss
der Arbeitgeber in derartigen Fäl-
len in angemessener Zeit nach
Ende des Umlaufs der Urlaubslis-
ten den Urlaubswünschen, die er
nicht wie beantragt genehmigen
will, widersprechen. Geschieht
dies nicht, kann der Arbeitneh-
mer auf der Genehmigung des Ur-
laubs – so wie eingetragen – be-
stehen. 

Genehmigung ist bindend 
Hat der Arbeitgeber den Urlaub –
entweder wie beantragt oder für
einen geänderten Zeitraum – ge-
nehmigt, ist er an seine Geneh-
migung gebunden. Er kann diese
nur in absoluten Ausnahmefällen
einseitig widerrufen – z. B. in ei-
nem Notfall. 

Dasselbe gilt für einen Rückruf
des Arbeitnehmers aus dem Ur-
laub. Auch dieser ist nur in abso-
luten Ausnahmefällen möglich.
Ersatzleistungen. Ruft der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer zurück
oder widerruft er bereits erteilten
Urlaub, kann der Arbeitnehmer
vom Arbeitgeber Ersatz der ihm
hierdurch entstehenden Kosten
sowie Nachgewährung des nicht
in Anspruch genommenen Ur-
laubs zu einem späteren Zeit-
punkt verlangen. Zu den erstat-
tungsfähigen Kosten zählen z. B.
Stornogebühren für eine bereits
gebuchte Reise, Kosten für die
vorzeitige Rückreise aus dem Ur-
laubsort – Flug- oder Bahnticket. 

Mindestens zwei Wochen
am Stück 
Urlaub ist grundsätzlich zusam-
menhängend zu gewähren. Eine
Teilung des Urlaubs darf aus drin-
genden betrieblichen Gründen
oder auf Wunsch des Arbeitneh-
mers geschehen. Dabei muss
der Arbeitgeber darauf achten,
dass der Arbeitnehmer mindes-
tens 2 Wochen Urlaub am Stück
erhält – vgl. § 7 Absatz 2 Satz 2
BUrlG.
Umgekehrt darf der Arbeitnehmer
vom Arbeitgeber fordern, dass
ihm mindestens zwei Wochen Ur-
laub am Stück gewährt werden.
Der über zwei Wochen hinausge-
hende Urlaubsanspruch kann in
kürzere Abschnitte aufgeteilt wer-
den. Allerdings wird durch eine
Aufteilung des Urlaubs in halbe
Tage oder Stunden der Urlaubs-
anspruch des Arbeitnehmers
nicht erfüllt. 
Wichtig:
Der Arbeitgeber kann – in Be-
trieben mit Betriebsrat mit des-
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„Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf
bezahlten Erholungsurlaub“ – so steht es im § 1 BUrlG. Doch
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über. Es gilt, hier einen Interessenausgleich zu schaffen. 
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sen Mitwirkung – für einen be-
stimmten Zeitraum Betriebsferi-
en festlegen. Betriebsferien ste-
hen den Urlaubswünschen der
einzelnen Arbeitnehmer für den
Zeitraum und die Dauer der fest-
gelegten Betriebsferien als drin-
gende betriebliche Belange ent-
gegen. Die Arbeitnehmer dürfen
sich den nach Abzug der auf 
die Betriebsferien entfallenden
Urlaubstage verbleibenden Ur-
laubsanspruch frei einteilen.

Übertragung 
ins neue Kalenderjahr 
Eine Übertragung des Urlaubs auf
das folgende Kalenderjahr soll
die Ausnahme, nicht die Regel,
darstellen.
Sie ist nur erlaubt, wenn der Ur-
laub im laufenden Kalenderjahr
aus dringenden betrieblichen
Gründen oder Gründen in der Per-
son des Arbeitnehmers – z. B.
Krankheit – nicht genommen wer-
den konnte. Liegen diese Gründe
objektiv vor, erfolgt die Übertra-
gung automatisch und die Frist,
bis zu der noch Urlaub genom-
men werden kann, verlängert
sich auf den 31.03. – BAG vom
24.11.1987, NZA 1988, 245.
Findet eine Übertragung statt, ist
der Urlaub des Altjahres bis spä-
testens zum 31.03. des laufen-
den Kalenderjahres zu nehmen.
Danach erlischt er (§ 7 Absatz 3
Satz 3 BUrlG). 
Durch eine arbeitsvertragliche
Vereinbarung kann der Übertra-
gungszeitraum nicht verlängert
werden. Es gibt Tarifverträge, die
eine Übertragung von Altjahresur-
laub über den 31.03. eines Ka-
lenderjahres hinaus unter be-
stimmten Voraussetzungen er-
lauben. Diese Regelungen sind
zulässig und gehen § 7 Absatz 3
BUrlG vor. Der Übertragungszeit-
raum dauert dann bis zu dem im
Tarifvertrag angegebenen Zeit-
punkt.

Urlaub erst nach Wartezeit 
Der volle Urlaubsanspruch ent-
steht erst nach einer Wartezeit
von 6 Monaten (§ 4 BUrlG).
Die Wartezeit gibt es nur bei Be-
ginn eines Arbeitsverhältnisses.
Sie bedeutet, dass erst, wenn
das Arbeitsverhältnis sechs Mo-
nate ununterbrochen bestanden
hat, der Arbeitnehmer erstmals
seinen vollen Urlaub beanspru-
chen kann. Die Wartezeit gilt in al-
len Arbeitsverhältnissen – also

auch in befristeten Arbeitsver-
hältnissen, Teilzeitarbeitsverhält-
nissen oder bei Aushilfen. Für die
Erfüllung der Wartezeit kommt es
ausschließlich auf den rechtli-
chen Bestand des Arbeitsverhält-
nisses an. Ob der Arbeitnehmer
in dieser Zeit tatsächlich gearbei-
tet hat oder nicht, spielt keine
Rolle – auch nicht für die Frage,
ob und in welcher Höhe der Ur-
laubsanspruch entsteht. 

Nicht ganzjährig tätig –
Teilurlaubsanspruch 
Die Wartezeit führt beim Eintritt in
das Unternehmen während des
Kalenderjahres oder bei Aus-
scheiden innerhalb der Wartezeit
zu kniffligen (Rechts-)-Fragen,
weil Urlaubsjahr immer das Ka-
lenderjahr ist und eine Übertra-
gung des Urlaubs ins neue Ka-
lenderjahr die Ausnahme sein
soll. Die Lösung für diese Pro-
blemfälle hält § 5 BUrlG in Form
eines Teilurlaubsanspruchs be-
reit. Er beträgt pro vollem Be-
schäftigungsmonat 1/12 des
vereinbarten Jahresurlaubs. Ei-
nen Teilurlaubsanspruch hat der
Arbeitnehmer,  
• dessen Arbeitsverhältnis min-

destens einen vollen Monat
ununterbrochen bestanden hat

• und der im laufenden Kalen-
derjahr keinen vollen Urlaubs-
anspruch erwerben kann, weil
er die Wartezeit nicht erfüllen
kann. Dieser Teilurlaubsan-
spruch besteht bei allen Ar-
beitsverhältnissen die am
01.07. eines Jahres oder spä-
ter beginnen. In diesen Fällen
erstreckt sich die Wartezeit im-
mer ins folgende Kalenderjahr
hinein. Der Teilurlaubsan-
spruch aus dem Eintrittsjahr ist
im Eintrittsjahr zu gewähren
oder unter den Voraussetzun-
gen des § 7 Absatz 3 BUrlG ins
neue Kalenderjahr zu übertra-
gen oder 

• der vor Erfüllung der Wartezeit
– also z. B. nach drei Monaten
Probezeit – aus dem Arbeits-
verhältnis ausscheidet oder 

• der nach Erfüllung der Warte-
zeit innerhalb der ersten Hälfte
eines Kalenderjahres aus dem
Arbeitsverhältnis ausscheidet. 

Urlaub und Krankheit 
Manche Arbeitnehmer haben
Pech und erkranken im Urlaub.
Wenn diese Arbeitnehmer ihre Ar-
beitsunfähigkeit und deren Dauer
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durch ein ärztliches Attest nach-
weisen, werden die Krankheitsta-
ge nicht auf den Urlaub ange-
rechnet (§ 9 BUrlG). Die krank
verbrachten Urlaubstage werden
dem Urlaubskonto des Arbeitneh-
mers wieder gutgeschrieben.
Dies gilt allerdings nur, wenn der
Arbeitnehmer seine Krankheit
nicht selbst verschuldet hat und
der Arbeitgeber nach § 3 EFZG
zur Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall verpflichtet ist. 
Erkrankt der Arbeitnehmer vor
seinem geplanten Urlaubsantritt
und dauert die nachgewiesene
Arbeitsunfähigkeit in den geplan-
ten Urlaub hinein an, bleiben ihm
seine Urlaubstage erhalten. Der
geplante Urlaub wird durch Ar-
beitsunfähigkeit verdrängt und
der Arbeitnehmer kann nach sei-
ner Genesung eine erneute Fest-
setzung des Urlaubs vom Arbeit-
geber – nach entsprechender Be-
antragung – verlangen. 

Urlaubsentgelt und
Urlaubsgeld 
Urlaubsentgelt. Während des Er-
holungsurlaubs hat der Arbeit-
nehmer Anspruch auf Weiterzah-
lung seiner Vergütung (Urlaubs-
entgelt, §§ 1, 11 BUrlG). Der
Arbeitgeber muss ihm den durch-
schnittlichen Verdienst weiter-
zahlen, den der Arbeitnehmer in
den letzten 13 Wochen (= Be-
rechnungszeitraum) vor Urlaubs-
beginn erhalten hat. Eingerech-
net in den durchschnittlichen Ver-
dienst wird alles, was dem
Arbeitnehmer als Gegenleistung
für die von ihm erbrachte Arbeit
gezahlt wird – ausgenommen ist

aber ausdrücklich Arbeitsentgelt
für Überstunden.
Das Urlaubsentgelt wird anteilig
für die in Anspruch genommenen
Urlaubstage gezahlt. Erhält der
Arbeitnehmer einen Stunden-
lohn, wird das Urlaubentgelt nach
der Anzahl der am jeweiligen Ar-
beitstag anfallenden Arbeitsstun-
den berechnet. 
Urlaubsgeld. Vom Urlaubsentgelt
zu unterscheiden ist das Ur-
laubsgeld. Hierbei handelt es
sich um eine zusätzliche Leistung
aus Anlass des Urlaubs. Ein An-
spruch auf Urlaubsgeld kann ein-
zelvertraglich, in einem Tarifver-
trag oder einer Betriebsverein-
barung geregelt sein.
Der Arbeitgeber kann aber auch
freiwillig ein Urlaubsgeld zahlen
und dieses unter einen Freiwillig-
keitsvorbehalt stellen. In diesem
Fall handelt es sich um eine frei-
willige Leistung, auf die grund-
sätzlich kein Rechtsanspruch be-
steht. D. h. der Arbeitgeber kann
die Zahlung des Urlaubsgelds z.
B. wegen wirtschaftlicher Schwie-
rigkeiten einstellen.
Zahlt der Arbeitgeber freiwillig Ur-
laubsgeld, muss er dabei alle Ar-
beitnehmer gleichbehandeln. Er
darf von der Zahlung Arbeitneh-
mer nur aus sachlichen Gründen
ausnehmen. 

Erlöschen 
des Urlaubsanspruchs 
Der Urlaubsanspruch des Arbeit-
nehmers erlischt durch 
• Realisieren des Urlaubsan-

spruchs in Form von Freizeitge-
währung oder

• Erfüllen des Urlaubsanspruchs

zur Zahlung einer Urlaubsab-
geltung bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses oder

• Ablauf des Kalenderjahres, so-
fern keine Gründe für eine
Übertragung des nicht genom-
menen Urlaubs ins neue Ka-
lenderjahr nach § 7 Absatz 3
BUrlG vorliegen oder 

• mit Ablauf des Übertragungs-
zeitraums, also mit Ablauf des
31.03. des folgenden Kalen-
derjahres – es sei denn, ein Ta-
rifvertrag verlängert den Über-
tragungszeitraum. In diesem
Fall erlischt der Urlaub mit dem
Ablauf des tarifvertraglichen
Übertragungszeitraums oder 

• durch Kürzung in den Fällen, in
denen der Arbeitnehmer Eltern-
zeit in Anspruch nimmt. Für je-
den vollen Monat der Elternzeit
darf der Urlaub um 1/12 ge-
kürzt werden, sofern der Ar-
beitnehmer bei ihm keine Teil-
zeitarbeit leistet oder

• durch Kürzung in den Fällen, in
denen der Arbeitnehmer Wehr-
oder Zivildienst leistet (§ 4
ArbPlSchG). Die Kürzung be-
trägt 1/12 pro vollem Kalen-
dermonat. Auch hier wird vor
Wehr- oder Zivildienst nicht ge-
nommener Urlaub auf die Zeit
danach und das darauf folgen-
de Kalenderjahr übertragen. 

Urlaub und Ende
des Arbeitsverhältnisses 

Nach § 7 BUrlG darf während des
Bestehens des Arbeitsverhältnis-
ses Urlaub nicht abgegolten wer-
den. Eine Abgeltung des Urlaubs-
anspruchs kommt nur bei einer
Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses in Frage. Wird das Ar-
beitsverhältnis beendet und kann
der Urlaub wegen der Beendigung
des Arbeitsverhältnisses ganz
oder teilweise nicht genommen
werden, ist der noch bestehende
Urlaubsanspruch abzugelten.
Dieser in § 7 Abs. 4 BUrlG gere-
gelte Abgeltungsanspruch ent-
steht ohne weitere Handlungen
des Arbeitgebers oder des Arbeit-
nehmers. Der Abgeltungsan-
spruch besteht auch, wenn das
Arbeitsverhältnis innerhalb der
Wartezeit beendet wird. �
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IM ÜBERBLICK
Urlaubsanspruch insgesamt 
Die Höhe des Urlaubsanspruchs ergibt sich aus dem Arbeitsvertrag.
Darin ist die Höhe 
• ausdrücklich festgelegt

Beispiel: „Der Arbeitnehmer hat im Kalenderjahr Anspruch auf 
25 Arbeitstage Urlaub.“

• festgelegt durch die Verweisung auf einen anzuwendenden Tarif-
vertrag
Beispiel: „Der Urlaubsanspruch richtet sich nach dem Tarifvertrag
für der Metall und Elektroindustrie in …“. 

• festgelegt durch Verweisung auf das Gesetz 
Beispiel: „Der Urlaubsanspruch richtet sich nach dem Bundes -
urlaubsgesetz in seiner jeweils geltenden Fassung.“ 
Unabhängig von der vertraglichen Vereinbarung hat jeder Arbeit-
nehmer stets Anspruch auf den gesetzlichen Mindesturlaub des
§ 3 BUrlG: 24 Werktage = 20 Arbeitstage = 4 Wochen. 


